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	[bookmark: RecipientIntroduction]Sehr geehrter Herr Landratspräsident
Sehr geehrte Landrätinnen und Landräte


Die Kommission für Staatspolitik, Justiz und Sicherheit (SJS) hat an ihrer ausserordentlichen Sitzung vom 3. Dezember 2018 in Anwesenheit der 2. Landratsvizepräsidentin Therese Rotzer-Mathyer und Landratssekretär Armin Eberli, dem Präsidenten des Obergerichts und des Verwaltungsgerichtes Nidwalden, Dr. Albert Müller, sowie von Justiz- und Sicherheitsdirektorin Karin Kayser-Frutschi, den Antrag des Landratsbüros betreffend die Änderung des Landratsbeschlusses über den Gesamtbeschäftigungsgrad der Präsidien und Vizepräsidien am Obergericht und am Verwaltungsgericht (NG 261.13) beraten. Die Kommission SJS erstattet dem Landrat in Nachachtung von § 92 Landratsreglement folgenden Bericht.
Ausgangslage
Für die Ausgangslage im Zusammenhang mit dieser Vorlage wird auf die Ausführungen des Antrages des Landratsbüros vom 26. November 2018 verwiesen.
Das Landratsbüro beantragt dem Landrat, auf die Vorlage betreffend die Änderung des Landratsbeschlusses über den Gesamtbeschäftigungsgrad der Präsidien und Vizepräsidien am Obergericht und am Verwaltungsgericht (NG 261.13) einzutreten und die Änderung dieses Beschlusses mit neu 180 Stellenprozenten (bisher 150 Stellenprozente) zu beschliessen (Ziffer 1 Absatz 1).
Stellungnahme der Kommission SJS

Das Obergericht und das Verwaltungsgericht sind als jeweils eigenständig ausgestattete Instanzen die höchsten kantonalen Gerichte, ersteres in Sachen Zivil- und Strafrecht, letzteres in Sachen Verwaltungsrecht wie insbesondere Steuerrecht, Sozialversicherungsrecht oder Bau- und Planungsrecht. Sie sind jedoch personell verflochten, dies auf Stufe Präsidium, Vizepräsidium, Gerichtsschreiberinnen und Gerichtsschreiber sowie Sekretariate. Dieser Umstand ist gesamthaft gesehen kostengünstig und effizient.
Die heutigen Umstände beim Obergerichts- und beim Verwaltungsgerichtspräsidium und –vizepräsidium vermögen nun aber mit total 150 Stellenprozenten den heutigen Gegebenheiten – nicht zuletzt wegen der gestiegenen Geschäftslast – nicht mehr zu genügen (vgl. Ziffer 2.2).

Die Geschäftslast des Obergerichts und des Verwaltungsgerichts zeigt für die Jahre 2014 -2017 die folgenden Zahlen:
	Obergericht*
	Verwaltungsgericht*
	Total
OG/VG

	Jahr
	Total Fälle
	hängige Fälle
	pendent
	Total Fälle
	hängige Fälle
	pendent
	

	2014
	160
	134
	26
	135
	106
	29
	295

	2015
	133
	102
	31
	144
	104
	40
	277

	2016
	155
	109
	46
	159
	96
	63
	314

	2017
	191
	133
	58
	147
	113
	34
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* Zahlen aus dem Rechenschaftsbericht der Gerichte 2017 (Herausgeber Obergericht)
Der stetig wachsenden Arbeitslast am Obergericht und am Verwaltungsgericht wurde in diesen Jahren nicht mit zusätzlichem Personal, sondern mit einem besonderen Effort der beteiligten Personen entgegengetreten. Abgesehen davon, dass sich das Präsidium des Obergerichts und des Verwaltungsgerichts vor allem auf seine Kernaufgaben beschränkte, konnte die Geschäftslast dank dessen vermehrter Fallbearbeitung an den Wochenenden beziehungsweise während dessen Ferien auf einem erträglichen Masse gehalten werden. Diese Situation kann so aber – nicht zuletzt im Hinblick auf die Besetzung dieser verantwortungsvollen und attraktiven Stelle – nicht weiterhin bestehen bleiben.

Die obersten Gerichte beziehungsweise deren Präsidium und Vizepräsidium haben sich in sämtlichen Rechtsgebieten «à jour» zu halten, um den Anforderungen an eine aktuelle Rechtsprechung zu genügen. Für die dafür nötige Weiterbildung blieb indes in vergangener Zeit kaum mehr Zeit.

Das Obergericht und das Verwaltungsgericht traten als höchste Gerichte in Straf- und Zivil- beziehungsweise Verwaltungsangelegenheiten in den Jahren 1983 - 2005 als Herausgeber der Nidwaldner Gerichts- und Verwaltungspraxis (NGVP) auf. Seither erfolgte keine Publikation von Gerichts- und Verwaltungsentscheiden mehr. Mithin ist die Rechtsprechungspraxis für Dritte kaum ersichtlich. Diesem Umstand ist zu begegnen. Doch auch diese Tätigkeit ist nicht ohne Weiteres zu bewerkstelligen und bedarf eines gewissen Zeitgefässes, um die NGVP wieder zu beleben. Ein moderner Rechtsstaat soll sich – nicht zuletzt auch unter dem Gebot der Öffentlichkeit – gegenüber den Rechtsuchenden transparent zeigen und seine Rechtsprechung öffentlich zugänglich machen (zumindest in elektronischer Form).

Abschliessend kann mit der Festsetzung eines Pensums von inskünftig 180 Stellenprozenten für das Präsidium und das Vizepräsidium des Obergerichts und des Verwaltungsgerichts eine optimale Basis im Zusammenhang mit der Suche nach einer bestens qualifizierten Person für das Präsidium des Obergerichts und des Verwaltungsgerichts gelegt werden. Die Kommission SJS ist – wie das Landratsbüro – überzeugt davon, dass die zu besetzende, verantwortungsvolle Stelle mit einem hohen Mass an Fach- und Führungskompetenz sowie Unabhängigkeit mit einem Pensum von 80 - 100 Stellenprozenten (heute 70 Stellenprozente) auszustatten ist.

Mit dieser Änderung des Landratsbeschlusses über den Gesamtbeschäftigungsgrad der Präsidien und Vizepräsidien am Obergericht und am Verwaltungsgericht von bisher 150 Stellenprozenten auf inskünftig 180 Stellenprozente ist der Kanton Nidwalden für die nähere Zukunft gewappnet, um gute Voraussetzungen für eine qualitativ gute und effiziente Rechtsprechung zu schaffen.
Antrag der Kommission SJS
Die Kommission SJS beantragt dem Landrat mit 8:0 Stimmen (keine Enthaltungen), der Änderung des Landratsbeschlusses über den Gesamtbeschäftigungsgrad der Präsidien und der Vizepräsidien am Obergericht und am Verwaltungsgericht (NG 261.13) zuzustimmen.
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